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125FÖDERALISMUS

FÖDERALISMUS – 
VON DER ZÜNDKRAFT EINER IDEE

Klaus Rose

Zum bayerischen Selbstverständnis gehört seit jeher das Wort „Föderalismus“. Es hat etwas mit 
Eigenständigkeit oder gar Eigenstaatlichkeit zu tun, auf jeden Fall mit Selbstbewusstsein. Auch 
wenn Bayern selbst keine föderalen Strukturen besitzt, so macht es auf übergeordneter Höhe 
nur mit, falls möglichst viel Selbstbestimmung übrigbleibt. Föderalismus ist also das zentrale 
Lebensthema Bayerns. Dieses wird gerne als Glaubensbekenntnis hochgehalten und es ist tief 
verankert in der CSU. Das führt auch in jüngster Zeit immer wieder zur Aussage, die CSU sei 
„kein Befehlsempfänger von Berlin“ (Ernst Fuchs). Doch was ist wirklich geblieben von der schö-
nen Eigenstaatlichkeit, ja vom Föderalismus?

Eingeschränkte bayerische 
Souveränität
Bayern, das seine „mehr als tausendjäh-
rige Geschichte“ nahezu im Verfassungs-
rang hält (Präambel der Bayerischen 
Verfassung 1946), hatte im Lauf der Jahr-
hunderte im Heiligen Römischen Reich, 
im Deutschen Bund und im Deutschen 
Kaiserreich ab 1871 „staatstragend“ mit-
gemacht, dabei aber stets auf seine Sou-
veränität gepocht. Diese war manchmal 
spürbar eingeschränkt. In der königli-
chen Zeit wurde der Glanz Bayerns po-
liert. Sogar ein eigener Lehrstuhl für bay-
erische Geschichte wurde am Ende des 
19. Jahrhunderts in München errichtet. 
Da hatte sich Bayern, aus welchen Grün-
den auch immer, schon dem Deutschen 
Kaiserreich angeschlossen und Abge-
sandte in den Reichstag gewählt. Aber 
von der Eigenständigkeit waren viele 
Bayern immer noch überzeugt, beson-
ders die neue bayerische Patrioten Par-
tei. Mit den Preußen wollte man nichts 
am Hut haben, aber als Deutsche wollte 
man auch gelten. So fand der letzte bay-
erische König nichts dabei, an deutscher 
Seite gegen die Franzosen zu kämpfen, 
nach der Niederlage aber Abstand von 
den Preußen zu suchen. 

25

Werbeplakat 
des Bundesrats 1977
ACSP, Pl 4579
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126 ZENTRALE THEMEN DER CSU

Die Chance, mit der ersten Revolution auf deutschem Boden im November 1918 echt souverän 
zu werden, wurde aber im „Staats-Grundgesetz der Republik Bayern“ vom 4. Januar 1919 aus-

gelassen. Denn dort hieß es unter der Nummer 1: „Bayern ist Mitglied der Vereinigten Staaten 
Deutschlands (Deutsches Reich).“ Auch in der „Verfassungsurkunde des Freistaa-

tes Bayern“ vom August 1919, unter Ministerpräsident Johannes Hoffmann (SPD), 
stand in Abschnitt 1 § 1 „Bayern ist ein Freistaat und Mitglied des Deutschen Rei-
ches“. Zumindest mehrheitlich stand die Zugehörigkeit zu den anderen Deut-
schen also nie in Frage, weshalb man die heutige Bayernhymne mit ihrem Be-

kenntnis „dass mit Deutschlands Bruderstämmen einig uns ein jeder schau“ mit 
Inbrunst mitsingen kann. Es wird auf jeden Fall der eigene Stamm herausgestellt.

Ab 1945 neue Chance für Bayern
Nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reichs 1945 hatte Bayern, auf das man stolz sein 
wollte, zwar die Chance des Überlebens „als Ganzes“, einschließlich des „Bezirks Rheinpfalz“, 
es hatte aber trotzdem nicht die Absicht, sich von Deutschland zu lösen, unabhängig davon, 
was die US-amerikanische Besatzungsmacht gesagt hätte. „Als Ganzes“ hieß: der Begriff Bayern 
blieb, das dazugehörige Territorium blieb (die Rheinpfalz wurde im August 1946 umgegliedert), 
die bayerische Staatlichkeit wurde schnellstmöglich wiederhergestellt. Dem diente die neue 
Bayerische Verfassung, welche durch Volksentscheid am 1. Dezember 1946 angenommen wur-

de. Die Wahlbeteiligung (gleichzeitig Landtagswahl) lag bei 75,7 Prozent, die Zustimmungsquote 
bei 70,6 Prozent. Im Umkehrschluss heißt das natürlich, dass die Abneigung gegen „das Neue“ 
durchaus vorhanden war, darunter wohl auch das anti-preußische Element.

Die erste demokratisch gewählte „Nachkriegsregierung“ unter dem CSU-Politiker Hans Ehard 
setzte in den kommenden Jahren trotz unendlicher sozialer und wirtschaftlicher Probleme den 
Akzent auch auf den künftigen Staatsaufbau Deutschlands. Dieser sollte gekennzeichnet sein 
durch eine möglichst föderalistisch geprägte Verfassung. Dazu sollte die „Ländervertretung“ als 
Gegengewicht zum Gesamtparlament („Bundestag“) gehören. Der Begriff „Bund“ fand erneut 
Anklang, nicht mehr „Reich“. Bundestag und Bundesrat sollten für ein tiefes föderales Bewusst-
sein sorgen. Aber der Begriff „Länder“ sollte nicht verloren gehen. Denn die „Bundesrepublik 
Deutschland“ wurde aus den Ländern heraus gegründet.

Die CSU als Sprachrohr Bayerns
Damit „das Bayerische“ für immer auffallend sein konnte, fasste die Ende 1946 gegründete Christ-
lich-soziale Union (CSU) den Entschluss, ausschließlich für Bayern zu gelten, also keinen Teil 
einer CDU zu bilden. Das iel insofern leichter, als es noch keine deutsche Staatlichkeit gab. Im 
Vorfeld der ersten Bundestagswahl 1949 war die CSU wegen der neuen und starken Bayernpartei 
auch zum wahrnehmbaren eigenständigen Vorgehen gezwungen. Diese Sachlage diente auch 
dem „typisch bayerischen“ Beharren auf dem Föderalismus. Im neuen Grundgesetz vom 23. Mai 
1949 heißt es folglich in Artikel 30: „Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung 
der staatlichen Aufgaben ist Sache der Länder“. Da es aber den Zusatz gab „soweit dieses Grund-

gesetz keine andere Regelung trifft oder zulässt“, zeichnete sich eine übergeordnete Bedeutung 
des Bundes ab. Klar war auch der Artikel 50 GG: „Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der 
Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes mit.“ Aber es gab auch den Artikel 71: „Im Bereiche der 
ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes haben die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung 
nur, wenn und soweit sie hierzu in einem Bundesgesetz ausdrücklich ermächtigt werden.“

„dass mit Deutschlands 
Bruderstämmen einig  

uns ein jeder schau“

HSS_75Enthüllungen_210x260_innen_RZ.indd   126 23.07.20   11:20



127FÖDERALISMUS

Hilfreich für den Gedanken der Eigenstaat-
lichkeit war das Subsidiaritätsprinzip. Es 
förderte geradezu die Legitimität für den Fö-

deralismus, und zwar nicht nur in Deutsch-

land, sondern auch in Europa. Es war kein 
Zufall, dass die neue CSU als erste Partei in 
Deutschland überhaupt in ihrem ersten Par-

teiprogramm die Errichtung einer europäi-
schen Währungsunion forderte und dass sie 
später immer wieder plakatierte „Für Bayern. 
Deutschland. Europa“. Subsidiär war im Be-

reich der staatlichen Vorsorge auch die be-

sondere Betonung und Förderung der Freien 
Träger statt der staatlichen Einrichtungen. Es 
musste nicht alles „von oben“ kommen.

Die Eigenstaatlichkeit Bayerns bekommt Risse
Nicht bloß im Bewusstsein der Menschen im durch Flüchtlinge veränderten Bayern, die das auf-
keimende „Wirtschaftswunderland“ und die gute Regierung Adenauer in Bonn lobten, sondern 
auch im Zuge „staatlicher“ Regelungen verlagerte sich immer mehr Zuständigkeit auf den Bund. 
Dazu zählten als Beispiel 1961 das Bundessozialhilfe- und das Jugendwohlfahrts-Gesetz. Bei al-
lem war Franz Josef Strauß führend tätig, denn es ging um viel Geld. Das galt dann besonders für 
die ab 1982 tätige Kohl-Regierung, die Strauß als Bayerischer Ministerpräsident attackierte. So 
urteilte der Strauß-Biograf Horst Möller: „Für Infrastrukturmaßnahmen forderte er bei Bundes-

kanzler Helmut Kohl immer wieder bundespolitische Unterstützung ein […] Franz Josef Strauß 
wusste nur zu gut, wie wenig ein selbstgenügsamer Föderalismus den Länderinteressen dient 
und wie sehr deren kraftvolle Vertretung auf den bundespolitischen Kontext bezogen bleiben 
muss“ (Möller S.656).

Die deutsche Wiedervereinigung ab 1990 wurde dann zum Prüf-
stein für den Föderalismus. Einerseits entstanden fünf weitere 
Länder, so dass man noch mehr auf die Eigenstaatlichkeit po-

chen konnte. Andererseits war Bayern bei mehr Ländern mit we-

niger Gewicht ausgestattet und musste neue Bundesgenossen 
inden. Es tauchte zunehmend der Begriff „Bundesländer“ auf, 
was suggeriert, dass die Länder vom Bund abhängen. Während 
Bonn am Rhein noch als „Bundeshauptstadt“ tituliert wurde, ge-

wöhnte man sich an die in den Medien allgegenwärtige „Haupt-
stadt“, wenn von Berlin die Rede ist. Es gibt auch keine Deutsche 
Bundesbahn mehr, sondern die Deutsche Bahn. Sogar einen „Be-

auftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien“ gibt es 
seit 1998 (rotgrüne Bundesregierung). Dabei war Bildung, Schu-

le, Kultur und Wissenschaft stets das Paradebeispiel föderaler 
Strukturen. Natürlich betreiben die Länder inzwischen auch 
mehr internationale Arbeit (Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur) 
und sind stolz auf eigene „Vertretungen“ oder „Häuser“. Minis-

Plakat zur Europawahl 1979
ACSP, Pl 664

Titelseite einer Publikation der 
Landeszentrale für Politische 
Bildungsarbeit in Bayern
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Ernst Fuchs, „Standpunkt“, in: Passauer Neue Presse vom 13.11.2019.

Plakatanschlag der Münchner Neuesten Nachrichten vom 5.1.1919. Das Staats-Grundgesetz war 
unterzeichnet von Kurt Eisner, Erhard Auer, Heinrich von Frauendorfer, Johannes Hoffmann, Edgar Jaffé, 
Albert Roßhaupter, Johannes Timm.

Horst Möller, Franz Josef Strauß. Herrscher und Rebell, München/Berlin 2015.

Ferdinand Kramer, Festvortrag am 7.11.2011 in Vilshofen an der Donau, u.a. zum abnehmenden Be-
wusstsein für die Eigenstaatlichkeit Bayerns (Text im Privatarchiv Rose).

terpräsidenten deutscher Bundesländer und international gut vernetzte Oberbürgermeister 
schließen überall auf der Welt Verträge ab. Aber die Zentrale Berlin wächst und wächst. Es 
entstanden immer mehr Bundeszentralen, Bundesämter, Bundespolizei oder auch der Gesund-

heitsfonds und die Jobcenter, welche unter Umgehung der Länder den direkten Draht zwischen 
Bund und Kommunen plegen. 

Wer betont in Zukunft die Staatlichkeit Bayerns? Bleibt die bayerische Landesgeschichte im 
Bewusstsein oder haben Klagen wie beispielsweise jene des Leiters des „Instituts für bayerische 
Geschichte“ in München ihre Berechtigung? Jubiläen wie „75 Jahre CSU“ sollten aufrütteln.

Information des  
Bundesrats 1996

ACSP, Pl 4829
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STIMMT ES, DASS DIE CSU 
DAS GRUNDGESETZ ABGELEHNT HAT? – 
UNSER NEIN ZU BONN, 
UNSER JA ZU DEUTSCHLAND

Klaus Rose

Nach dem Ende des Deutschen Reichs 1945, aber weiterhin im Bewusstsein eines eigenen Staa-
tes Bayern, dessen territoriale Unversehrtheit von den Alliierten garantiert war, galt den Men-
schen und den Politikern in Bayern nur eins: kein preußischer Zentralismus mehr und höchs-
tens eine deutsche Zusammenarbeit auf voll föderaler Basis. Die Bayerische Verfassung vom 
Dezember 1946 garantierte die Eigenstaatlichkeit. Die politische Auseinandersetzung im Nach-
kriegsbayern, mit den vielen Flüchtlingen und Repatriierten, betonte „Bayern zuerst“ – beson-
ders manifestiert in Altbayern durch die im Oktober 1946 gegründete Bayernpartei. Sie eilte von 
Sieg zu Sieg und machte der regierenden CSU schwer zu schaffen. In deren Namen kam Bayern 
nicht vor, im Gegenteil: der Verdacht, nicht nur (Alt-)Bayern im Sinn zu haben, schlug sich in 
innerparteilichen Richtungskämpfen nieder (Josef Müller, Alois Hundhammer). Als es trotzdem 
im bayerischen Herrenchiemsee zu einer Verfassungskommission für eine mögliche Bundes-
republik Deutschland kam, war für die CSU guter Rat teuer. Ihr Ministerpräsident Hans Ehard 
hatte zwar eine möglichst stark föderalistisch geprägte Verfassung angesteuert, aber reichte 
das Ergebnis den Kritikern? 

Bayerischer Landtag 
lehnt Grundgesetz ab
Man war auf der sicheren Seite, wenn we-
gen „mangelnder“ föderaler Strukturen oder 
auch wegen des umstrittenen Regierungs-
sitzes (Bonn oder Frankfurt/Main) gehandelt 
wurde. Der Bayerische Landtag lehnte folge-
richtig im Mai 1949 nach einer Marathon-Sit-
zung das neue deutsche Grundgesetz ab, als 
einziges Bundesland. SPD und FDP stimmten 
dafür, die Mehrheit der CSU- und WAV-Ab-
geordneten stimmte dagegen. Die meinungs-
bildende Bayernpartei war im Landtag noch 
nicht vertreten. Es gab aber eine Art „Rück-
versicherungsklausel“: Sollten zwei Drittel 
der anderen Landtage in den westlichen Be-
satzungszonen dem Grundgesetz zustim-
men, so sollte dieses Grundgesetz auch in 
Bayern gelten. Letzteres geschah tatsächlich.

26

Titelseite der CSU-Druck-
schrift zur Erklärung ihres 
Abstimmungsverhaltens, 
1949
ACSP, DS 9/47
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HSS_75Enthüllungen_210x260_innen_RZ.indd   129 23.07.20   11:20



130 ZENTRALE THEMEN DER CSU

Ein solche „Nein, aber“-Haltung sollte auch in den kommenden Jahrzehnten vorkommen. Der 
politische Erfolg der neuen Bundesrepublik Deutschland drängte die „Nein-Sager“ schnell in 
den Hintergrund. Es gab aber noch genug Gelegenheit, eigenständig aufzutreten. Da gab es 
sogar den berühmten „CSU-Streit“ von 1968/69, als die Bundesregierung von CDU/CSU und 
SPD eine „Große Finanzreform“ beschlossen hatte, federführend Bundesinanzminister Franz 
Josef Strauß (CSU). Es ging um die Neuregelung der Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden, die unter dem Stichwort „Gemeinschaftsaufgaben“ im Grundgesetz verankert 
werden sollte (Art. 91a, b), sowie in Artikel 104a Absatz 4 um die „Gemeinsame Finanzierung von 
gesamtwirtschaftlich wichtigen Investitionsprojekten“. Das Vorhaben galt als „gravierendster 
Einschnitt zuungunsten der Länder“ (CSU-Parteitag 1968). Protest kam von fast allen Ländern, 
im Bayerischen Landtag aber auch von allen Parteien. In Erinnerung blieb der heftige Streit zwi-
schen Ministerpräsident Alfons Goppel (CSU) und Franz Josef Strauß (CSU), aber auch zwischen 
CSU-Landesgruppe und CSU-Landtagsfraktion. Der Weihnachtsfrieden war gestört. Schließlich 
gab es im Januar 1969 den „Münchner Kompromiss“ – statt neun Gemeinschaftsaufgaben sollte 
es bloß noch drei geben. 

CSU setzt Nadelstiche
Außerdem gab es am 9. Januar 1974 den berühmten Strauß-Satz: „Wir Bayern müssen bereit sein, 
wenn die Geschichte es erfordert, notfalls die letzten Preußen zu werden.“ Für die gestande-

nen Bayern war die Verwirrung groß. Doch wegen der neuen Ostpolitik der Brandt/Scheel-Re-

gierung in Bonn, die im Grundlagenvertrag mit der DDR von 1972 gipfelte, sah die bayerische 
Staatsregierung (Alleinregierung CSU) die Notwendigkeit, vor dem Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe zu klagen. Der Erfolg mit Urteil vom 31. Juli 1973 gab Bayern Recht – der Weg zur 
Wiedervereinigung blieb juristisch offen. Auch unter Ministerpräsident Edmund Stoiber gab es 
1992 wegen föderalistischer Bedenken ein grundsätzliches Nein zum in Bonn beschlossenen 
Vertrag von Maastricht samt Euro – und dann doch Zustimmung im Bundesrat. Immerhin setzte 
sich die von der CSU vertretene Idee des „Europa der Regionen“ durch. Der Erfolg zeigt sich in 
wertvoller grenzüberschreitender Zusammenarbeit.

Ein besonders scharfes Nein richtete die CSU schließlich gegen die Absicht, nach der Wieder-

vereinigung Deutschlands auch wieder Berlin zur Hauptstadt zu machen, Symbol des Zentralis-

mus. Vier Fünftel der CSU-Bundestagsabgeordneten stimmten am 20. Juni 1991 für Bonn, ob-

wohl sie viele Jahre auch Bonn als „preußisches Übel“ gesehen hatten. Doch es war auch wieder 
der Freistaat Bayern, der sich als erstes Bundesland ein besonders attraktives Grundstück in 
Berlin sicherte, um seine eigene Repräsentanz dort zu erstellen. 

CSU macht deutsche Politik
Da seit 1990 die CSU weitere 22 Jahre in der Bundesregierung saß, konnte sie stets ihr „Ja zu 
Deutschland“ bekunden. Die geradezu lustvolle Beschimpfung Berlins als „Stadt des Gesindels“ 
(linke Revoluzzer, Hausbesetzer, langhaarige Studenten, Sozialschmarotzer usw.) schwoll zu-

nehmend ab. Die bayerische Staatsregierung hielt auch den Bundesnachrichtendienst nicht 
ab vom Umzug von Pullach nach Berlin, ebenso nicht den Ausverkauf wichtiger bayerischer 
Unternehmen wie Bayernwerk (heute EON mit Sitz in Düsseldorf-Hannover) oder MAN (zum 
VW-Konzern). Es hat sich einiges geändert durch die vergrößerte Bundesrepublik Deutsch-

land. Es hat sich natürlich auch Bayern verändert durch den starken Bevölkerungswandel. Nicht 
bloß neue Bayern waren zu integrieren, sondern auch veränderte Bayern zu plegen. Bayern 
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war kein Agrarland mehr, das Stadt/Land-Gefälle nivellierte sich, die bayerische Identität sah 
sich herausgefordert. Selbst der Länderinanzausgleich weckte neues Grummeln. Bayern muss-

te plötzlich Deutschland alimentieren, obwohl doch die Bayern lieber an Südtirol denken als an 
die Lausitz. Trotzdem blieb (bisher) das Ja zu Deutschland. Schließlich alimentiert auch der FC 
Bayern die deutsche Fußballnationalelf – wenn es sein muss mit Neu-Bayern.

Der CSU-Parteiausschuss 
tagt unter dem Motto 
„Kraft des Südens“: Auf 
dem Podium Dorothee Bär 
und Stefan Müller
Foto: Eleana Hegerich/
ACSP, CSU-Parteiausschuss 
20110212: 1/7-6
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54

STRAUß RÜFFELT GOETHE – 
IHM MISSFIEL DIE AUSWÄRTIGE 
KULTURPOLITIK

Klaus Rose

Dass Franz Josef Strauß Bundesverteidigungsminister, Bundesi nanzminister und Bayerischer 
Ministerpräsident war, ist bekannt. Dass er als langjähriger CSU-Vorsitzender Weltpolitik und 
Geheimdiplomatie liebte, ist auch bekannt. Dass er sich aber in die Verästelungen einer ins 
Ausland wirkenden Kulturpolitik verirrte, i el nur den Betroffenen auf – das aber umso heftiger.

Strauß und Raffalt
Mit dem ersten Leiter des Auslandsstudios des Bayerischen Rundfunks in Rom, Reinhard Raffalt, 
verband Strauß eine Art humanistische Seelenverwandtschaft, was Bildung und Latein betraf. 
Raffalt und Strauß besuchten sich gegenseitig, in Rom, in Rott am Inn oder in München. Aus 
dem beiderseitigen Schriftverkehr geht hervor, dass „ein intellektueller Austausch auf gleichem 
Niveau“ (Traut S. 86) gepl egt wurde. In ihrer Beziehung werden einige Facetten des Einwirkens 
von Strauß auf die Auswärtige Kulturpolitik sichtbar. Manch kulturpolitische Analyse half bei-
den in ihrem Schaffen, bis zu Raffalts plötzlichem Tod am 16. Juni 1976. Da die 1967 gegründete 
Hanns-Seidel-Stiftung im Februar 1973 die Errichtung eines „Instituts für Internationale Bezie-
hungen und Zusammenarbeit“ beschloss, schien Reinhard Raffalt ein idealer Partner für Italien 
zu sein. Ab September 1974 vermittelte dieser viele Kontakte, nahm aber auch die Darstellung 
und Repräsentation Bayerns und seiner christlich-sozialen Politik wahr. 

Strauß am 12.6.1986 am 
Rednerpult im Goethe-
Institut in München.
Foto: Winfried Rabanus/ACSP, 
Rabanus Winfried: 65/2-30
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HSS_75Enthüllungen_210x260_innen_RZ.indd   249 23.07.20   11:24



250 ZENTRALE THEMEN DER CSU

Die sozial-liberale Bundesregierung 
seit 1969 hatte, schnell sichtbar, für 
die Darstellung eines „christlich-sozia-

len Bildes“ wenig übrig. Die Welt sollte 
ein neues Deutschland kennenlernen, 
wozu die Ost- und Friedenspolitik von 
Bundeskanzler Willy Brandt, aber auch 
die kirchenferne Gesellschaftspolitik 
der „68er-Generation“ gehörte. Die 
Kulturabteilung des Auswärtigen Amts 
wurde folglich umgestaltet. 1976 gab es 
einen neuen Rahmenvertrag zwischen 
Auswärtigem Amt und Goethe-Institut. 
Nicht mehr die klassische Kulturpolitik, 
sondern eine Art „plebejische Vielfalt“ 
prägte das neue Deutschlandbild im 
Ausland. Später hieß es ganz ofiziell: 
„Geprägt von der Studentenrevolte 
orientiert sich die nun einsetzende kul-
turelle Programmarbeit des Goethe- 

Instituts an gesellschaftspolitischen 
Themen und avantgardistischer Kunst.“ 
(Website des Goethe-Instituts)

Strauß bekämpft die linksliberale  
Kulturpolitik
Kulturausstellungen im Ausland ent-
sprachen natürlich nicht mehr dem 

Geschmack der „alten“ Elite. In den 
einzelnen Vertretungen der Bundes-

republik Deutschland rund um den 
Erdball und besonders in den vielen 
neuen Dependancen des Goethe-Insti-
tuts tummelten sich gar manche echte 

„68er“, die auf Steuerzahlers Kosten ihr 
eigenes Weltbild zum Besten gaben. Dazu sollte vor allem ein neues Muster von „Wortprogram-

men“ dienen, welches auch Günther Grass zu einem Vortrag in New York oder manchem „Stu-

dentenführer“ zur Verbreitung seines revolutionären Auftrags verhelfen konnte. Der eigent-
liche Auftrag des Goethe-Instituts, nämlich die Vermittlung der deutschen Sprache, trat immer 
mehr in den Hintergrund. Mancher Instituts-Leiter, besonders auf dem indischen Subkontinent, 
verzichtete völlig auf das Sprachangebot und lockte vielmehr Gäste durch Theaterstücke und 
Musik in englischer Sprache an. Möglichst nicht als Deutscher auffallen, schien die Devise zu 
sein. Ein neues deutsches Weltbild wurde bald nur noch durch das Konkurrenz-Institut der DDR 
vermittelt. Doch immer wieder tauchten in den konservativeren Zeitungen Hinweise auf diese 
„Neuorientierung“ auf. Franz Josef Strauß ing bald zu toben an. 

Rede von Strauß am 
12.6.1986 im Goethe- 

Institut in München:  
Seite 2 seines Manuskripts.

ACSP, NL Strauß Slg Kray 
RA: 86/76
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Er hatte schon lange Grund dazu. Die Neuorientierung der Goethe-Arbeit führte nämlich immer 
häuiger zu „Künstler-Auftritten“, die im Ausland missliebige deutsche Persönlichkeiten angrif-
fen. Bei einer Foto-Ausstellung 1975 in London, welche vom Goethe-Institut mitinanziert wur-

de, musste Franz Josef Strauß als Metzger herhalten, in Anspielung auf seine Abstammung. Ent-
sprechende Proteste ließen Außenminister Hans-Dietrich Genscher zwar sein „Bedauern über 
die diffamierenden Darstellungen“ ausdrücken, aber wohl eher wegen des Zusammenhangs mit 
Bundesmitteln. Als die Weisung zur Zurückhaltung kam, schwang sich ein SPD-Abgeordneter aus 
Hamburg zum Künstler-Retter auf. Es werde, so meinte er, mit dem Geldhahn Zensur betrieben. 
Es hatte nämlich die linke Künstlergruppe „Rote Rübe“ aus München keinen Zuschuss mehr für 
eine Paris-Reise bekommen (zitiert nach Spiegel 12/1975). Der SPD-Abgeordnete stammte aus 
einer deutschen Ofiziersfamilie mit völkischem Hintergrund, wirkte aber vielleicht deshalb be-

sonders engagiert als „Linker“. Von 1977 bis 1985 war er Präsidiumsmitglied im Goethe-Institut.

Neuorientierung durch die Wiedervereinigung
Nach der Bundestagswahl vom März 1983, die den CDU-Vorsitzenden Helmut Kohl eindrucks-

voll als Kanzler bestätigte, aber FDP-Chef Hans-Dietrich Genscher weiterhin im Auswärtigen 
Amt beließ, setzte die Kulturabteilung ihren gewohnten Kurs fort. Doch erstmals hatte sich ein 
CSU-Mitglied im Haushaltsausschuss des Bundestages des Etats des Auswärtigen Amts ange-

nommen. Dieses CSU-Mitglied war der Autor dieses Beitrags, AA-Berichterstatter 1983-1994. 
Bald stöhnten die Goethe-Institute weltweit, dass sie jetzt Rechenschaft über alle(!) Wortpro-

gramme ablegen mussten. Der neue Berichterstatter sah sich auch zunehmend kritisch vor Ort 
um und konnte mit belegbaren Fakten aufwarten. Im Haushaltsausschuss des Deutschen Bun-

destages gab es genüssliche Debatten. Aber erst als im Juni 1986 Franz Josef Strauß als Minister-
präsident von Bayern eine Philippika vor der Mitgliederversammlung des Goethe-Instituts  
ablieferte, begann das Goethe-Präsidium umzudenken. 

Franz Josef Strauß,  
der Präsident des Goethe- 
Instituts Klaus von Bismarck 
und der Geschäftsführer der 
Hanns-Seidel-Stiftung 
Otto Wiesheu hören die  
Rede von Peter Wapnewski 
am 12.6.1986 in München.
Foto: Winfried Rabanus/
ACSP, Rabanus Winfried: 
65/1-3
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Zunächst schäumten noch die linken Medien 
in Deutschland. Im Deutschen Bundestag gab 
es eine aufgeregte „Aktuelle Stunde“ mit be-

kannten Rednern. Als im Januar 1987 aber die 
Kohl-Regierung durch Wahl bestätigt wurde, 
machten der Präsident des Goethe-Instituts 
und sein kleiner elitärer Vorstand den Haus-

haltsberichterstatter zum Vorstandsmitglied im 
Goethe-Verein. Mit dem damaligen Generalse-

kretär ergab sich bald eine durchaus fruchtbare 

Zusammenarbeit. Er kreuzte häuig in Bonn auf, 
um die Stimmungslage im Haushaltsausschuss 
zu testen, und wirkte mäßigend auf die unruhi-
geren Geister im Vorstand ein. 

Durch die Wiedervereinigung Deutschlands iel ideologischer Ballast ab. Das Loblied auf den 
Sozialismus und dessen Errungenschaften war „vom Winde verweht“. Der 1989 nur widerwillig 
akzeptierte neue Präsident Hans Heigert konnte bis 1993 ruhigere Bahnen einschlagen. Auch 
der neue Außenminister Klaus Kinkel war für eine „avantgardistische Kultur“ kaum zu gewin-

nen. Spätere Tätigkeitsberichte des Goethe-Instituts sahen die Plege der Sprache und Kultur 
der Deutschen wieder mehr im Mittelpunkt. Zwei weitere CSU-Mitglieder als Haushaltsbericht-
erstatter des Auswärtigen Amts, Erich Riedl und Herbert Frankenhauser, erlebten ab 1995 we-

niger Aufregung. „Skandal-Stories“ mussten anderswo gefunden werden. Immerhin konnten 
die alten Garden der auswärtigen Kulturpolitik aber wegen einer angeblichen Auszehrung der 
Kulturpolitik den „Schwarzen Peter“ nun dem Rotstift eines CSU-Finanzministers zuschieben – 
und natürlich der behaupteten Überforderung des neuen FDP-Außenministers. Finanzen und 
Kultur waren jedoch schon immer Reizwörter. Die Wortgewalt lag aber durchaus im Umfeld von 
Konservativen – bei einem Franz Josef Strauß war sie selbstredend.

Julian Traut, Ein Leben für die Kultur. Reinhard Raffalt (1923-1976) zwischen Bayern, Deutschland und Italien, Regensburg, 2018.

Thomas Jehle, Die auswärtige Kulturpolitik des Freistaats Bayern 1945-1978, München 2018.

Website des Goethe-Instituts https://www.goethe.de/de/uun/org/ges.html, Internet-Abruf vom 29.10.2019.

Präsident Klaus von Bismarck  
eröffnet 1988 in Anwesenheit 

von Bundespräsident a.D.  
Walter Scheel (1.R. 4. v.li.) und 

Klaus Rose (6. v.li.) den Neubau 
des seit 1960 in Bangkok  

ansässigen Goethe-Instituts.
ACSP, HA Rose Klaus: 26-1
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72

HAT DIE CSU DEN POLITISCHEN 
ASCHERMITTWOCH ERFUNDEN?

Klaus Rose

Der Mythos des „Politischen Aschermittwochs“ bleibt ungebrochen, auch wenn historische Fak-
ten zur Differenzierung raten. Da auch Franz Josef Strauß zeitlebens große historische Zusam-
menhänge erzählte, hat er wohl nichts gegen derlei Fakten. Diese fördern zutage: Die CSU hat 
den Politischen Aschermittwoch erfunden, aber auch wieder nicht. Es kommt auf die – richtige 
– Betrachtung an.

1919 gab es die erste „Große Volksversammlung“
Falsch ist auf jeden Fall die Formulierung „Politischer Aschermittwoch seit 1919“. Dieser Begriff 
wurde erst 50 Jahre später erwähnt. Richtig ist, dass es am Aschermittwoch 1919, wie durchaus 
schon in monarchischer Zeit, in der Donaustadt Vilshofen einen großen Viehmarkt gab, auch 
wegen des wertvollen Eisenbahnanschlusses, und dass die hungrigen und vor allem durstigen 
Bauern zur Mittagszeit ihr Labsal suchten. Da seit 1890 die Vilshofener Magnaten-Familie Wie-
ninger (oftmals Bürgermeister) nach dem Vorbild der neuen Münchner Bierkeller einen prächti-
gen „Konzertsaal“ errichtet hatte, der bis zu tausend Menschen Platz bot, war klar, dass seither 
größere Veranstaltungen in diesem „Wieningersaal“ abgehalten wurden, von Konzerten bis zu 
politischen Versammlungen. So waren dort schon 1899 der Bayerische Bauernbund, eine libe-
rale und antiklerikale Partei sowie das Bayerische Zentrum aufgetreten, wenn auch nicht am 
Aschermittwoch. Der große Viehmarkt befand sich jedenfalls nur etwa 70 Meter vom Wienin-
gersaal entfernt. Die Bauern aus nah und fern genossen die Atmosphäre.

Politischer Aschermittwoch 
der CSU am 28.2.1990 in der 
Passauer Nibelungenhalle: Blick 
über den Zuschauerraum aufs 
Podium mit Theo Waigel am 
Rednerpult, vor dem Motto 
"Freiheit statt Sozialismus".
Foto: Winfried Rabanus/ACSP, 
Rabanus Winfried: 105/5-11
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Während des Ersten Welt-
kriegs diente der Saal als 

Lazarett. Im Juli 1917 musste 
die Familie Wieninger einer 
Zwangsversteigerung des 
Areals zustimmen. Neuer Ei-
gentümer wurde die Stiftung 
„Bischöliches Klerikalsemi-
nar“ Passau, die auch die nahe 
Brauerei Hacklberg betrieb. 
Das war der Grund, weshalb 
in Vilshofen der Brauereibe-

trieb eingestellt wurde. Die 
antiklerikale Stimmung in 

der Stadt schwoll an. Nach 
der Revolution und der Ein-

führung einer Demokratie 
mit Landtags- und Reichs-

tagswahl im Januar 1919 wur-

de der notdürftig renovierte Saal wieder zur Nutzung freigegeben. Am 6. Januar 1919 lud die 
neue Bayerische Volkspartei zur Wahlversammlung in den Wieningersaal, zum Aschermittwoch 
schließlich der Bayerische Bauernbund. Er griff die aufgeregte Stimmung auf, besonders wegen 
des Mordes am Bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner (21. Februar 1919). Die Plakate lu-

den zur „Großen Volksversammlung“. Das Wort Volk hatte seine neue Bedeutung: Volkspartei, 
Volksversammlung, Volksstaat – frei vom Monarchen, Freistaat. 

Begierig lauschten am Aschermittwoch 1919 mehr als tausend Menschen dem Redner. Man woll-
te aus erster Hand Neues erfahren. Wegen der Münchner Ereignisse waren aber die obers-

ten Parteiführer unabkömmlich, so dass der niederbayerische Vertreter Joseph Klarhauser aus 
Haunersdorf an der Vils als Redner auftrat. Doch es kam zu keiner Bauernbund-Tradition am 
Aschermittwoch. Es war vielmehr der „Christliche Bauernverein“, welcher ab 1920 mindestens 
fünf Mal in den Wieningersaal einlud, auch 1932. Doch da hatte auch die NSDAP eine Abendver-

anstaltung aufgezogen, in einem Bankgebäude am Stadtplatz. Der Begriff „Politischer Ascher-

mittwoch“ kam bei niemandem vor, auch 1946 nicht, als der neue Bayerische Bauernverband 
mit Generalsekretär Alois Schlögl, dem 
späteren CSU-Landwirtschaftsminister, 
zu einem „unpolitischen Treffen“ einlud 
– Parteien waren noch nicht zugelassen.

Die Legendenbildung vom  
Politischen Aschermittwoch
Die Behauptung, dass 1946 die Bayern-

partei die demokratischen Aschermitt-
woch-Kundgebungen neu begründete, 
ist also falsch (so im Wikipedia- Artikel 
zum Politischen Aschermittwoch).

Beim Politischen Aschermitt-
woch am 20.3.2000 in Passau: 

(v.li.) Ingo Friedrich, Thomas 
Goppel, Karin Stoiber, Edmund 

Stoiber und Barbara Stamm.
Foto: Faces by Frank/Politischer 
Aschermittwoch 20000320: 13

Zeichnung vom 24.2.1955 zum 
Politischen Aschermittwoch: 
Joseph Baumgartner von der 
Bayernpartei und Franz Josef 

Strauß von der CSU treten zum 
Rededuell in Vilshofen an.

ACSP, NL Kolfhaus Herbert 
1955: 2/15
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1947 war Alfred Loritz von der Wirtschaftlichen Aufbauvereinigung (WAV) aufgetreten und erst 
1948, neben der SPD und der CSU, die neue Bayernpartei. Richtig ist, dass letztere zu einer 
„Großkundgebung“ im Konzertsaal eingeladen hatte, um mit ihrem Starredner zu punkten, dem 
aus der CSU ausgetretenen Landwirtschaftsminister Joseph Baumgartner. Außerdem hatte die 
deutlich anti-preußische und anti-amerikanische Bayernpartei an die vorherige Tradition des 
Umzugs mit der Stadtkapelle angeknüpft und großen Eindruck gemacht. Das galt auch in den 
Folgejahren, in denen die Bayernpartei die politische Szene in Vilshofen beherrschte und sowohl 
den 1. Bürgermeister als auch die ersten Abgeordneten im Bundeswahlkreis Vilshofen stellte  
(Land und Bund). Der Wieningersaal war es nicht mehr, wohl aber der „Wolferstetter Keller“, 
welcher schon am Fronleichnamstag 1930 als „Wolferstetter Sommerkeller“ ein „Großes Kon-

zert der Stadtkapelle Vilshofen“ erlebt hatte – mit jener Stadtkapelle, die ab 1934 ein „SA-Musik-

zug“ geworden war und nach dem Zweiten Weltkrieg nur geringfügig verändert wieder aufspielte. 
Das Wort „Politischer Aschermittwoch“ war aber noch immer nicht erfunden.

1953 wollte die CSU nicht weiter zuschauen. Sie hatte sich in der Stadt Vilshofen eine neue Ge-

schäftsstelle für den Bundeswahlkreis geleistet und dachte schon an die zweite Bundestagswahl 
im Herbst. Die CSU lud also „Zum Bauerntag“ in den Wolferstettersaal ein und bot ihren neuen 
Starredner Franz Strauß auf (noch ohne Josef). Die Menschen horchten auf, in den Folgejahren 
kam es zu den legendären „Redeschlachten“ zwischen Bayernpartei und CSU beziehungsweise 
zwischen Baumgartner und Strauß. Es wandelte sich auch der Charakter der Veranstaltungen. 
1955 lud die CSU nicht mehr zu einem Bauerntag, sondern zur CSU-Kundgebung. Der Viehmarkt 
war weggeschrumpft, Strauß aber inzwischen Bundesminister und deutschlandweit beachtet. 
Der Wolferstetter Keller wurde langsam zu klein. Die Bayernpartei trat am selben Aschermitt-
wochvormittag im Konzertsaal unter dem Motto an: „Bauern und Mittelständler, kommt zu der 
traditionellen Großkundgebung der Bayernpartei“.

„Politischer Aschermittwoch“ – 
eine mediale Erfindung
Ab 1958 sahen die Leser in der Vils-

hofener Lokalzeitung den Begriff 
„Weiß-Blauer politischer Aschermitt-
woch“, in der Passauer Neuen Presse 
(Gesamtausgabe) jedoch „Politischer 
Aschermittwoch“.  Die Begriffe waren 
eine mediale Erindung und wurden 
erst später auch in den Einladungen 
der Partei verwendet. Womit wir bei 
der Eingangsfrage landen: Hat die 
CSU den Politischen Aschermittwoch 
erfunden?

Sie hat ihn zweifelsfrei nicht erfun-

den. Sie hat aber mit ihrem langjähri-
gen Hauptredner  Franz Josef Strauß 
maßgebend dazu beigetragen, dass 
die jeweilige (Groß-)Kundgebung am 

Zeichnung vom 9.2.1978 zum 
Politischen Aschermittwoch 
ACSP, NL Kolfhaus Herbert 
1978: 2/1
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Aschermittwoch in Vilshofen – und später an vielen anderen Orten – ein Spektakel war, das 
sich einprägte. Ohne die CSU und Strauß wäre der politische Auftritt am Aschermittwoch in 
Vilshofen genauso weggedümpelt wie die Viehmärkte. In der Reibung mit der großen CSU und 

ihrem Sinn für weißblaue Folklore liefen auch andere 
politische Parteien zur Form auf. Bald galt die CSU als 
das wahre Original des Politischen Aschermittwoch. 
Der Umzug 1975 aus bekannten Gründen von Vilsho-

fen nach Passau vergrößerte die Dimensionen und 
damit auch die Ausstrahlung. Die CSU beschenkte die 
bayerische Tradition. Dass 2020 die Bayernpartei sich 
erneut als „das Original“ feierte – geschenkt.

Wikipedia-Artikel https://de.wikipedia.org/wiki/Politischer_Aschermittwoch (abgerufen 12.11.2019).

Quelle: Die jeweiligen Zeitungsausgaben (Vilshofen); vgl. auch den Artikel von Klaus Rose zum  
Politischen Aschermittwoch, in: Donaubote vom 19. März 2019 (Verlag Donaudruck Vilshofen).

CDU-Teilnehmer am Politischen 
Aschermittwoch der CSU  

am 8.2.1989 in Passau,  
die wenige Monate nach 

seinem Tod an den legendären 
Aschermittwochsredner  

Franz Josef Strauß erinnern. 
Foto: Team '70/ACSP, T 

eam '70 Ph: 32/11-6

Von 1953 bis zu seinem Todesjahr 
1988 trat Franz Josef Strauß insgesamt 

fünfunddreißig Mal als Redner beim 
Politischen Aschermittwoch auf. 

Lediglich 1963 ließ er sich wegen 
eines privaten Auslands aufenthaltes 

durch Bundesminister 
Hermann Höcherl vertreten.

HSS_75Enthüllungen_210x260_innen_RZ.indd   326 23.07.20   11:26


